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Arbeit der Planungsaktivs in den Betrieben, die durch­
geführten ökonomischen Konferenzen und die großen 
Leistungen der Werktätigen im sozialistischen Wett­
bewerb.

Der Beschluß des Ministerrates vom 16. Dezember 
1954 hat auch für die Periode des 2. Fünf jahrplanes 
Gültigkeit.

Zur weiteren Verbesserung und Vereinfachung der 
Planung in den volkseigenen Betrieben der Industrie 
und zur Stärkung der Verantwortlichkeit der Minister, 
Leiter der Hauptverwaltungen und Vorsitzenden der 
Räte der Bezirke und Kreise wird gemäß Beschluß des 
Ministerrates vom 26. Januar 1956 über die weitere 
Vereinfachung der Planung (GBl. I S. 143) folgendes an­
geordnet: j

Erteilung staatlicher Aufgaben
§ 1

Die Hauptverwaltungen und die Räte der Bezirke 
bzw. Kreise haben das Recht, bei der Aufteilung der 
staatlichen Aufgaben auf die Betriebe von den ihnen 
übergebenen Quartalsaufgaben des Staatsplanes für 
den Brutto- und Warenproduktionswert sowie für die 
Aufgaben aus den Planteilen Arbeitskräfte und Finan­
zen bis zu 3 °/o nach oben oder unten abzuweichen. 
Durch diese Abweichungen dürfen keine zusätzlichen 
Anforderungen von Haushaltsmitteln über die staat­
lichen Aufgaben hinaus erfolgen. Die Leiter der Haupt­
verwaltungen und die Vorsitzenden der Räte der Be­
zirke bzw. Kreise sind jedoch dafür verantwortlich, 
daß die staatlichen Aufgaben für das Jahr insgesamt 
in voller Höhe auf die Betriebe aufgeschlüsselt werden.

§ 2
Die Ministerien und die Räte der Bezirke sind ver­

pflichtet, nach Übergabe der staatlichen Aufgaben an 
die Betriebe durch die Hauptverwaltungen und Räte 
der Bezirke und Kreise die endgültige Quartalsauftei­
lung des Staatsplanes für die im § 1 dieser Anordnung 
genannten Kennziffern der Staatlichen Plankommission 
und der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik 
bis zu einem von der Staatlichen Plankommission zu 
bestimmenden Termin vorzulegen.

§ 3
Bei der Bestätigung des wertmäßigen Produktions­

volumens entfällt die nach Abschnitt I Ziff. 3 Buchst, a 
des Beschlusses vom 16. Dezember 1954 geforderte 
Untergliederung nach Plangruppen.

§ 4
(1) Die im Staatsplan festgelegten Quartalsaufgaben

für Produktion, ausgenommen der Brutto- und Waren­
produktionswert gemäß § 1 dieser Anordnung,
sind für die Ministerien und Räte der Bezirke verbind­
lich. Sie sind dafür verantwortlich, daß diese Positio­
nen in vollem Umfange und entsprechend der im 
Staatsplan festgelegten Quartalsaufteilung als staatliche 
Aufgaben an die Betriebe übergeben werden.

(2) Für einige Positionen werden im Staatsplan keine 
Quartalsaufgaben bestätigt. Die Auswahl dieser Posi­
tionen trifft die Staatliche Plankommission. Alle kon­
tingentierten Erzeugnisse sind mit Quartalsaufteilung 
in den Staatsplan aufzunehmen.

(3) Die Aufteilung der Positionen, für die sie keine 
Quartalsaufgaben erhalten haben, nehmen die Betriebe 
selbständig auf der Grundlage der abgeschlossenen Lie­
ferverträge vor. Die Absatzorgane der Ministerien sind 
verpflichtet, auf diese quartalsweise Festlegung der 
Aufgaben Einfluß zu nehmen.

§ 5
(1) Die Ministerien und die Räte der Bezirke sind be­

rechtigt, bei der Aufschlüsselung der staatlichen Auf­
gaben auf die Betriebe von der Gesamtzahl der Be­
schäftigten und der Lohnsumme bis zu 1 % als Reserve 
zurückzuhalten. Über die Verwendung dieser Reserve 
im Verlaufe des Planjahres entscheiden die Minister 
und die Vorsitzenden der Räte der Bezirke in eigener 
Verantwortung im Rahmen ihres Arbeitskräfteplanes.

(2) In den Hauptverwaltungen, Industriezweigleitun­
gen und Räten der Kreise dürfen keine weiteren Reser­
ven gebildet werden.

§ 6
Die Ministerien und die Räte der Bezirke sind berech­

tigt, bei der Aufteilung der ihnen übergebenen Kontin­
gente für Material eine Kontingentreserve zu bilden. 
Die Höhe dieser Reserve und den spätesten Zeitpunkt 
der Auflösung legen die Ministerien und die Räte der 
Bezirke gemeinsam mit den für die Lieferung verant­
wortlichen Absatzorganen fest. In den Hauptverwal­
tungen und Räten der Kreise dürfen keine Kontingent­
reserven gebildet werden.

§ 7
Die den Betrieben übergebenen staatlichen Aufgaben 

für die einzelnen Planteile müssen miteinander abge­
stimmt sein. Bei Bildung einer Lohnfonds- und Mate­
rialkontingentreserve sind den Betrieben auch ent­
sprechende Aufgaben im Finanzplan zu stellen. Die 
Übereinstimmung zwischen den einzelnen Planteilen ist 
auch bei Verwendung der gebildeten Reserven zu ge­
währleisten.

§ 8
Bei wesentlichen Abweichungen der tatsächlichen 

Erfüllung von der voraussichtlichen Erfüllung des Vor­
jahres, die der Festlegung der staatlichen Aufgaben 
zugrunde gelegt wurde, sind die Minister, Leiter der 
Hauptverwaltungen und die Vorsitzenden der Räte der 
Bezirke und Kreise verpflichtet, die den Betrieben 
bereits übergebenen staatlichen Aufgaben zu ändern. 
Durch diese Änderungen dürfen die dem Ministerium 
bzw. dem Rat des Bezirkes gestellten staatlichen Auf­
gaben nicht unterschritten werden. Derartige Änderun­
gen der staatlichen Aufgaben müssen bis zum
28. Februar des Planjahres abgeschlossen sein.

§ 9
Änderungen der staatlichen Aufgaben dürfen den 

Betrieben nur dann bestätigt werden, wenn sich daraus 
keine Änderungen bereits abgeschlossener Bezugs- und 
Lieferverträge der Betriebe ergeben, es sei denn, daß 
die Zustimmung beider Vertragskontrahenten bzw. 
deren übergeordneten Verwaltungen vorliegt. Bei 
höheren Aufgaben für Produktion, die den Betrieben 
von ihren übergeordneten Verwaltungen gegeben wer­
den bzw. die sich die Betriebe selbst stellen, muß der 
Absatz durch Verträge gesichert sein,

II.
Operative Quartalsplanung

§ 10
Nach dem Beschluß vom 16. Dezember 1954 sind alle 

Betriebe verpflichtet, operative Quartalspläne auszu­
arbeiten. Hauptziel der operativen Quartalspläne ist, 
die Erfüllung der staatlichen Aufgaben zu garantieren 
und Maßnahmen zu deren Erfüllung festzulegen. Den 
Betrieben, insbesondere den Betrieben der örtlichen 
volkseigenen Industrie, ist für die Ausarbeitung der 
operativen Quartalspläne die notwendige Anleitung zu 
geben.


